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154 Verordnung 


zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 20. 10. 1931. 

Auf Grund des § 7 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) wird 
hiermit verordnet: 
— Artikel IV 

Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 

1. Im $ 5 III erhält der Abſatz 4a) und b) folgenden Wortlaut: 
4. bei Reihenſchaltung 
a) für jede Hauptſtelle mit einem Reihenapparat, ohne Rückſicht auf die 


Zahl der Amtsleitungen . 2.,50 Gulden, 
b) für jede Nebenſtelle mit einem eee De 1 105 
./ d 
a lie 
FF VDVdUd0/%/%%% d sn 400 5 
„ 4 bis 6 Umtsleitungen. . . - 2 


2. Im § 9 II erhalten die Angaben unter 4 a) achttehenden Wortlaut: 
4. bei Reihenanlagen neben der Gebühr unter Ziffer 1 oder 2 
a) für jeden Reihenapparat, der eingerichtet iſt 


e re 2330,00. Gulden, 

e e ñ ę k 
) 100 
l e ooo 


3. Im $ 13 IV hat der Abſatz 1 zu lauten: 
IV. 1. Die Verlegung eines Haupt- oder Nebenanſchluſſes koſtet: 


bei Verlegung nach einem anderen Gebäude . . . . 2 e . 40,00 Gulden, 
bei Verlegung innerhalb desſelben Gebäudes 15,00 „ , 
bei Verlegung innerhalb desſelben Raumes 8 1000 


Für die Verlegung von Anſchlußorganen, die zuſammen mit der Hauptstelle 1 1 werden, ſind 
7 Gulden für jedes Anſchlußorgan zu erheben; handelt es ſich hierbei jedoch um Anſchlußorgane 
außenliegender Nebenſtellen, deren Leitungseinführung in das Gebäude der Hauptſtelle geändert 
wird, fo gelten die Gebührenſätze für Anſchlußorgane nach 8 9, II. Wird ein Nebenanſchluß, der ſich 
in dem Raum des Hauptanſchluſſes befindet, zuſammen mit dem Hauptanſchluß nach einem andern 
Raum des Gebäudes oder nach einem Raum außerhalb des Gebäudes verlegt, ſo koſtet die Verlegung 
des Nebenanſchluſſes 10 Gulden. Wird ein Nebenanſchluß, der ſich in dem Gebäude des Haupt- 
anſchluſſes befindet, zuſammen mit dem Hauptanſchluß nach einem anderen Gebäude verlegt, ſo koſtet 
die Verlegung des Nebenanſchluſſes 15 Gulden. Für die Verlegung eines außerhalb des Gebäudes 
des Hauptanſchluſſes liegenden Nebenanſchluſſes nach dem Gebäude des Hauptanſchluſſes, wodurch der 
außenliegende Nebenanſchluß zu einem innenliegenden wird, ſind 30 Gulden zu entrichten. Für die 
ſonſtige Verlegung, die Umwandlung oder den Austauſch von poſteigenen Fernſprecheinrichtungen ſowie 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 5. 11. 1931.) 
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für kleinere Arbeiten an den poſteigenen Fernſprecheinrichtungen des Teilnehmers, wie das Abnehmen 
und Wiederanbringen von Apparaten und Innenleitungen, die Beſeitigung von Schäden, für die 
der Teilnehmer aufzukommen hat, werden die Selbſtkoſten für Arbeiten und Bauſtoffe in ſinngemäßer 
Anwendung des § 9, I in Rechnung geſtellt. Für die gleichzeitige Beſeitigung gekündigter Fernſprech⸗ 
einrichtungen werden keine Koſten angerechnet. 
Artikel II Ä 
Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1931 in Kraft. 
Danzig, den 20. Oktober 1931. 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig 
Zander 


335 Verordnung 
| über Anderung der Eichordnung. 
Vom 10. 11. 1931. 


Auf Grund des § 19 der Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 Geeichsgeſetbl. S. 349) 
wird die Eichordnung vom 8. November 1911 in der Faſſung der Verordnung vom 6. Juni 1930 
(G. Bl. S. 139) wie folgt geändert: 

d Artikel ! 
Eichung von Längenmaßen, Meßwerkzeugen und Meßmaſchinen für Längenmeßung, 
Flächenmaßen, Meßwerkzeugen und Meßmaſchinen für Flächenmeſſung 
1. Im $ 13 Abſ. 1 wird hinter Satz 1 eingefügt: 
Bandmaße für die Texrtilinduſtrie ſind in beliebiger Länge nach ganzen Vielfachen von 
1 Meter zuläſſig. i a 
2. Im § 14 wird hinter Satz 1 eingefügt: 
Für Bandmaße für die Tertilinduſtrie iſt auch Papier zuläſſig. Bandmaße aus Papier 
bedürfen der beſonderen Zulaſſung. 
3. Im $ 16 treten folgende Ader ein: 
a) In Nr. 1 Abſ. 1 wird am Schluß angefügt: 
Bei Bandmaßen für die Tertilinduſtrie kann von der Angabe der Geſamtlänge abge⸗ 
ſehen werden. 
b) Als Nr. 5 wird hinzugefügt: 
5. Bandmaße für die Textilinduſtrie müſſen mit der Fabrikmarke des Verfertigers ver⸗ 
ſehen ſein. Außerdem muß jeder Meterabſchnitt mit der Aufſchrift „Nur zuläſſig 
zum einmaligen Einlegen“ verſehen fein. 
4. Im $ 17 treten folgende Anderungen ein: 
a) Im Buchſtaben A Nr. 3 wird am Schluß angefügt: 
bei Bandmaßen für die Texrtilinduſtrie für jedes Meter... I Millimeter 
b) Im Buchſtaben B Nr. 3 wird am Schluß angefügt: 
bei Bandmaßen für die Textilinduſtrie für den Unterſchied der Längen 
benachbarter Dezimeter und halber Dezimetee er I Millimeter 
5. Im $ 18 treten folgende Anderungen ein: 
a) Hinter Nr. 3 wird eingeſchaltet: 
4. Bandmaße für die Textilinduſtrie ſind an dem Nullſtrich und an jedem Meterſtrich 
mit dem Stempelzeichen zu verſehen. i 
b) Nr. 4 und 5 erhalten die Nummern 5 und 6. Nr. 5 Abſ. 1 erhält die Faſſung: 
5. Das Jahreszeichen wird einem der zur Beglaubigung der Geſamtlänge beſtimmten 
Stempelzeichen, bei den Bandmaßen für die Textilinduſtrie dem Stempelzeichen an 
g dem Nullſtrich beigefügt. 
6. Im § 24d Nr. 3 treten folgende Anderungen ein: 
a) Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
3. Stoffmeßmaſchinen müſſen mit der Aufſchrift verſehen ſein: „Nicht zuläſſig für 
ſamt⸗, plüſch⸗ und veloursartige Stoffe“. 
b) Abſ. 2 erhält am Schluß den Zuſatz: 


Der Betrag der zuläſſigen Geſamtdicke wird bei der Zulaſſung jeder einzelnen Bauart 8 


beſonders feſtgeſetzt. 
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Artikel II 
Eichung von Handelswaagen 
Im $ 88 Nr. 14 Abſ. 1 werden die Worte „am Gegengewichtshebel“ geſtrichen. 


Artikel III 
Eichung von Waagen für beſondere Zwecke 


1. Im § 101 Nr. 1 Abſ. 4a wird in der Aufzählung der zuläſſigen Größen zwiſchen „20“ 
und „50“ Gramm eingeſchaltet: „30“ und zwiſchen „1“ und „2“ Kilogramm eingeſchaltet: 
71,5% 

2. Im $ 102 treten folgende Anderungen ein: 
a) In Nr. 1 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 5 
Bei ſelbſttätigen Balkenwaagen für eine größte zuläſſige Laſt von 50 Kilogramm 
und mehr ſind als Beſtandteile dieſer Waagen Gewichte zu 20 und 50 Kilogramm zu— 
läſſig, die von der für die Handelsgewichte gleicher Größe vorgeſchriebenen Ausführung 
(s 76 und 77) abweichen; indeſſen findet S 77 Nr. 4 Abſ. 1 Anwendung. Die ein⸗ 
zelnen Ausführungen bedürfen der beſonderen Zulaſſung. 
b) Nr. 2 Abſ. 1 erhält am Schluß den Zuſatz: 
Auch iſt es zuläſſig, daß die Belaſtung ſich oberhalb der tragenden Schneiden be⸗ 
findet. : 
e) In Nr. 7 Abſ. 1 Satz 5 wird an Stelle des Hinweiſes „§ 105 Nr. 1 Abſ. 1“ geſetzt: 
„Ss 105 Nr. 1 Ab) 1 und 2“. Ferner wird am Schluß von Abſ. 1 hinzugefügt: 

Wenn eine Waage für mehrere Füllungsgewichte oder Materialien beſtimmt iſt, 
oder für ein Material, das in ſeinen Eigenſchaften hinſichtlich des erforderlichen Regler⸗ 
druckes ſtark wechſelt, darf der Nachſtromregler ſo eingerichtet ſein, daß ein Gegengewicht 
auf genau feſtgelegte Stellungen gebracht werden kann. Unter gleichen Vorausſetzungen 

dürfen umſchaltbare Einrichtungen zur Regelung des Zulaufs oder auswechſelbare. Teile 
vorhanden ſein. Die Anbringung ſolcher Einrichtungen oder Teile bedarf der beſonderen 
Zulaſſung. 
d) Nr. 9 erhält folgende Faſſung: 

9. Die Vorrichtungen zur Zuführung des Materials müſſen ſo ausgeführt ſein, daß die 
Ergebniſſe der Wägungen von den auch bei regelrechtem Betrieb unvermeidlichen 
Unregelmäßigkeiten, Stauungen und Druckſchwankungen nicht beeinträchtigt werden. 

e) Nr. 11 erhält am Schluß den Zuſatz: 

Die Waagen für ſtaubende Materialien müſſen außerdem mit Einrichtungen ver⸗ 

ſehen ſein, die nach Möglichkeit den ſchädlichen Einfluß des Staubes auf das 

Wägungsergebnis verhindern. 8 

) In Nr. 12 Abſ .1 iſt anſtatt „50 Kilogramm“ zu ſetzen: „20 Kilogramm“, 

Ferner iſt in Abſ. 3 am Schluß anzufügen: ö 
jedoch muß bei einer größten zuläſſigen Laſt von 1000 Kilogramm oder mehr ein Lauf⸗ 
gewichtsſatz vorhanden fein und die Hauptſkale Kerben haben. 

3. Im $ 104 treten folgende Anderungen ein: 

a) Nr. 3 erhält am Schluß den Zuſatz: 

Sind mehrere Waagen in einer Anlage vereinigt, ſo genügt die Anbringung eines 
Schildes mit den geforderten Angaben und eine einfache Kennzeichnung der Einzel⸗ 
waagen. b 

b) Nr. 4 Abſ. 3 erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 

Die Nachſtromregler müſſen die Fabriknummer der Waage bzw. die Fabriknummer 
der Anlage nebſt der Kennzeichnung der Einzelwaage tragen. Iſt ein verſtellbares 
Gegengewicht oder ſind umſchaltbare Einrichtungen ($ 102 Nr. 7 Abſ. 1) vorhanden, ſo 
müſſen ihre Stellungen zweckentſprechend gekennzeichnet ſein. Auswechſelbare Teile 
müſſen die Fabriknummer der Waage tragen; außerdem muß der Verwendungszweck 
angegeben ſein, wenn er nicht ohne weiteres erſichtlich iſt. 

4. Im 8 105 treten folgende Anderungen ein: i 
a) Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 

1. Für die Waage nach Ausſchaltung der ſelbſttätigen Einrichtung: 

(1) Selbſttätige Waagen jeder Gattung bis zu einer größten zuläſſigen Laſt von 

100 Gramm abwärts müſſen für den angegebenen Wägebereich den für Handels- 
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waagen ($ 95) vorgeſchriebenen Anforderungen an Empfindlichkeit und Richtigkeit ge⸗ 
nügen, die Hilfswaagen jedoch nur bei ihrer größten zuläſſigen Laſt. 


(2) Für Waagen mit einer größten zuläſſigen Laſt von weniger als 100 
Gramm bis 20 Gramm abwärts gilt die gleiche, für kleinere Waagen die halbe 
Fehlergrenze wie für die Wagen mit einer größten zuläſſigen Laſt von 100 


Gramm. 


(3) Für den Reglerbereich der ſelbſttätigen Balkenwaagen mit Nachſtromregler 
gilt die Hälfte der im Abſ. 1 und 2 für die größte zuläſſige Laſt vorgeſchriebenen 
Fehlergrenze der Waage. 


b) Nr. 2a erhält folgende Faſſung: 


2. 


Für die Waage mit der ſelbſttätigen Einrichtung: 


a) Selbſttätige Balkenwaagen 

(1) Bei den Waagen mit Nachſtromregler darf der Fehler für den Durchſchnitt 
aus 10 regelrecht zuſtandegekommenen Füllungen, und zwar bei den Waagen mit 
Gewichtsregiſtrierung bei dem angegebenen Füllungsgewicht, bei den Waagen mit 
Füllungsregiſtrierung und ohne Regiſtrierung bei den dem angegebenen Wäge- 
bereich entſprechenden Füllungsgewichten, höchſtens betragen 

für Füllungsgewichte N 
bis 5 Kilogramm abwärts 1 Gramm für jedes Kilogramm des Füllungsgewichts, 
unter 5 bis 4 Kilogramm 5 ee 


„ 4 „ 3 „ 4,5 „ ’ 
» 3 „ 2 „ a 2) ’ 
„ 2 Kilogramm bis 
100 Gramm 2 „ für jedes Kilogramm des Füllungsgewichts, 


„ 100 bis 20 Gramm 0,2 „ 
2090 e, 
jedoch bei den Waagen für 
kleinſtückige Materialien ſo⸗ 
wie den Waagen für Tho⸗ 
masmehl, Kohlenſtaub, Ze⸗ 
ment und ähnliche ſtaubende 6 2 
mineraliſche Stoffe. . 15 „ für jedes Kilogramm des Füllungsgewichts. 


(2) Die Fehlergrenze für Füllungsgewichte unterhalb der größten zuläſſigen Laſt 
iſt nach dem jeweiligen Füllungsgewicht gemäß Abſ. 1 zu berechnen. i 


(3) Die Fehlergrenze für die Hälfte der größten zuläſſigen Laſt beträgt je⸗ 
doch bei den Waagen für eine größte zuläſſige Laſt von 10 bis 5 Kilogramm ab⸗ 
wärts 5 Gramm. Sie iſt bei den kleineren Waagen gleich der Fehlergrenze für die 
größte zuläſſige Laſt. 


(4) Die Fehlergrenze für Füllungsgewichte unterhalb der Hälfte der größten 
zuläſſigen Laſt iſt jedoch bei den Waagen für eine größte zuläſſige Laſt bis 5 Kilo- 
gramm abwärts nicht kleiner als 4 Gramm. Bei den kleineren Waagen gilt für 
dieſen Fall die für eine Waage von der Hälfte der größten zuläſſigen Laſt vor⸗ 
geſchriebene Fehlergrenze. 


(5) Bei den Waagen mit Überſchußverwägung (Waagen für großſtückige Ma⸗ 
terialien uſw.) darf der Durchſchnitt der Fehler der Angaben der Zählwerke nach 
erfolgter Regiſtrierung von 10 regelrecht zuſtandegekommenen Füllungen höchſtens 
betragen er SD EMEL für jedes Kilogramm des 

Füllungsgewichts. 


c) Nr. Za erhält folgende Faſſung: 


zelnen Füllungen vom Durchſchnittsergebnis höchſtens betragen 


3. a) (1) Bei den Waagen mit Nachſtromregler dürfen die Abweichungen der ein⸗ 


5. Im 


bei einem Füllungsgewicht 
bis 75 Kilogramm abwärts. 1 Gramm für jedes Kilogramm, 
unter 75 bis 50 Kilogramm 75 Ren 
DO 75 i für jedes Kilogramm, 
auf volle 5 Gramm nach oben abgerundet, 
7 25 2) 20 ” 40 wi 


5 20 15 55 2 55 für jedes Kilogramm, 
0 „ 30 55 

„ e 4 Fi 3 5 für jedes Kilogramm, 
2 4 5 3 ” 12 2) ’ 

„ lb ET 4 5 für jedes Kilogramm, 
„ 1,255, 1 „ 5 2 ’ 

„ 1 Kilogramm bis 

100 Crammnm 1 für jedes Kilogramm, 
„ 100 bis 20 Gramm 0,5 „ 

% 20 Gramm Ve 


jedoch bei den Waagen für 
kleinſtückige Materialien ſowie 
den Waagen für Thomasmehl, 
Kohlenſtaub, Zement und ähn⸗ 
liche ſtaubende mineraliſche 


Stoffe 
bei einem Füllungsgewicht 
bis 250 Kilogramm aufwärts 4 „ . für jedes Kilogramm, 
über 250 Kilogramm . je 1 5 mehr für jedes weitere Kilogramm. 
(2) Die größte zuläſſige Abweichung vom Durchſchnittsergebnis der Füllungs⸗ 


gewichte unterhalb der größten zuläſſigen Laſt iſt nach dem jeweiligen Füllungsgewicht 


gemäß Abſ. 1 zu berechnen. 

(3) Die größte zuläſſige. Abweichung vom Durchſchnittsergebnis für die Hälfte der 
größten zuläſſigen Laſt beträgt jedoch bei den Waagen für eine größte zuläſſige Laſt von 
10 bis 5 Kilogramm abwärts 15 Gramm. Sie iſt bei den kleineren Waagen gleich der 
für die größte zuläſſige Laſt zugelaſſenen Abweichung. i 

(4) Die größte zuläſſige Abweichung vom Durchſchnittsergebnis der Füllungsge⸗ 
wichte unterhalb der Hälfte der größten zuläſſigen Laſt iſt jedoch bei den Waagen für 
eine größte zuläſſige Laſt bis 5 Kilogramm abwärts nicht kleiner als 10 Gramm. Bei 
den kleineren Waagen gilt für dieſen Fall die für eine Waage von der Hälfte der 
größten zuläſſigen Laſt zugelaſſene Abweichung. 

(5) Bei den Waagen mit Überſchußverwägung (Waagen für großſtückige Mate⸗ 
rialien uſw.) dürfen die Abweichungen der einzelnen Angaben der Zählwerke von dem 
wirklichen Gewicht der Füllungen höchſtens betragen a 

bei einem Füllungsgewicht 
bis 250 Kilogramm aufwärts 4 Gramm für jedes Kilogramm, 
über 250 Kilogramm . je 1 75 mehr für jedes weitere Kilogramm. 


§ 106 Nr. 1 Abſ. 1 erhält Satz 2 die Faſſung: 


Sind Zählwerke vorhanden, ſo iſt ihre Verbindung mit der Waage durch Stempe— 
lung zu ſichern. : 
Artikel IV 


Eichung von Gasmeſſern 


Im $ 128 Nr. 6 erhält Satz 1 folgende Faſſung: 
6. auf oder an den Zählſcheiben die Einheit, nach der ſie zählen, und zwar mit dem ausgeſchrie— 
benen Worte oder mit einer nach Nr. 4 zuläſſigen Abkürzung. 5 


Danzig, den 10. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr.⸗Ing. Althoff 


. 
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156 Verordnung 
5 über Übergangsbeſtimmungen für die Neueichung von Meßgeräten. 
Vom 10. 10. 1931. 
Auf Grund des § 19 der Maß⸗ und So une vom 30. 5. 1908 (MeichsgefehBl S. 349) 
wird hiermit verordnet: 


1. Noch nicht geeichte Meßgeräte, die den Vorſchriften des Artikels 3 der Verordnung über Ande⸗ 
rung der Eichordnung vom 10. Oktober 1931 in Bezug auf Material, Geſtalt, Einrichtung oder Be⸗ 
zeichnung nicht entſprechen, wohl aber in den bezeichneten Punkten nach den vorher geltenden Vor⸗ 
ſchriften zuläſſig waren, werden noch bis zum 31. Dezember 1932 zur Neueichung zugelaſſen. 


2. Bereits geeichte Meßgeräte der in Nr. 1 bezeichneten Art dürfen über den 31. Dezember 
1932 hinaus bis auf weiteres zur Wiederholung der Neueichung angenommen werden. 
Danzig, den 10. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr.-Ing. Althoff 


157 Verordnung 
über die Befreiung von der Verpflichtung zur Neueichung von Milchflaſchen. 
i Vom 10. 10. 1931. 

Auf Grund des § 12 Abſ. 1 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. 
S. 349) wird hiermit verordnet: 

Milchflaſchen mit Raumgehaltsbezeichnung, die den Vorſchriften des Normblattes DIN 5101 ent⸗ 
ſprechen (ſo wie es in den Mitteilungen der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt Abt. 1 für Maß 
und Gewicht 1931 Nr. 3, 13. Reihe vom 10. 8. 1931 S. 34 im Verlage „Deutſches Reichsgeſetzbuch“, 
Berlin W. 9, Schillingſtraße 12, abgedruckt iſt), brauchen, auch wenn ſie als Maße im Sinne des $ 6 
Abſ. 1 und 3 der Maß- und Gewichtsordnung verwendet werden, bis auf weiteres nicht neugeeicht werden. 

Danzig, den 10. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr.⸗Ing. Althoff 


158 Druckfehlerberichtigung. 
In der Verordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 20. 10. 1931 (G. Bl. S. 763) 


muß in Art. I, Ziff. 5 in der 5. Zeile hinter das Wort „allgemeiner“ das Wort „Art“ eingefügt 
werden. 


159 1. Auf Seite 761 des Geſetzblattes für 1931 muß es in der 11. Zeile von oben (unterhalb des 
Kopfes) anſtatt: „Juni“ heißen: „Juli“. 
2. Auf derſelben Seite muß es in der 6. Zeile von unten anſtatt: „(G.Bl. S. 79)“ heißen: 
(St. A. I S. 79)“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


